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In den USA hängt die medizinische Ver-
sorgung grundsätzlich davon ab, wie viel 
man bereit ist, für die eigene Gesundheit 
aufzuwenden. Die Behandlungskosten
sind enorm hoch, auch die Kosten für Me-
dikamente und Hilfsmittel. Wen das nicht 
tangiert, der erhält Zugang zu Spitzen-
medizin und bestmöglicher Rundumver-
sorgung. Eine Versicherungsp� icht, wie 
sie Barack Obama plante, gibt es nach wie 
vor nicht. Ein staatlich geregeltes Kran-
kenversicherungssystem wie in Deutsch-
land ist für die meisten Amerikaner sozia-
listisches Teufelszeug. 

US-Bürger müssen sich demnach entwe-
der privat krankenversichern oder ihre 
Gesundheitskosten aus eigener Tasche 
bezahlen. Der Staat beteiligt sich mit den 
beiden Programmen Medicare und Medic-
aid an den Kosten. Beide stehen wiederum
nur bestimmten Personengruppen offen: 
Medicare bietet den über 65-Jährigen,

Kindern und Menschen mit bestimmten 
Vorerkrankungen oder Behinderungen 
Krankenversicherungsschutz. Das Pro-
gramm Medicaid geht noch einen Schritt 
weiter und übernimmt Gesundheitskos-
ten vor allem auch für Geringverdiener. 
Medicare und Medicaid � nanzieren sich 
überwiegend aus Sozialversicherungsbei-
trägen und staatlichen Zuwendungen. 
Allerdings können sich die meisten US-
Amerikaner auch über ihren Arbeitgeber 
krankenversichern lassen – eine in der Re-
gel freiwillige Sozialleistung, auf die kein 
Anspruch besteht. Die Absicherung ist 
temporär, besteht nur für die Dauer des 
jeweiligen Arbeitsverhältnisses. Bei Ver-
lust des Arbeitsplatzes erlischt demnach 
auch dieser Krankenversicherungsschutz. 

Obama wollte hier 2010 Grundlegendes 
verändern. Mit dem „Patient Protection 
And Affordable Care Act“ („Obamacare“)
traten mehrere Neuerungen in Kraft. Im 

Kern geht es um eine allgemeine Versi-
cherungsp� icht, um staatliche Zuschüsse 
zu Krankenversicherungsbeiträgen für 
Einkommensschwache, darum, Menschen 
mit Vorerkrankungen nicht zu benachtei-
ligen, aber auch um Strafgebühren für die-
jenigen, die sich nicht krankenversichern 
wollen. Um die 24 Millionen Amerikaner 
sind nach einem Bericht der Nachrichten-
agentur „AP“ aktuell hierüber versichert. 
Obamacare stand politisch heftig unter 
Beschuss. Trumps Versuch, das Gesetz 
während seiner ersten Amtszeit wieder 
auszuhebeln, misslang jedoch. Die Frage 
ist, was aus Obamacare und dem Gesund-
heitssystem werden wird, jetzt, da Donald 
Trump als 47. Präsident der Vereinigten 
Staaten erneut vereidigt wurde. 

Gesundheit entpuppt sich jedenfalls zum 
Schauplatz politischer Machtkämpfe. Be-
reits kurz nach Amtseinführung von Trump
2.0 unterzeichnete der US-Präsident den 

„Lausig und kostspielig“
Was hat die Trump-Regierung in der Gesundheitspolitik vor?

Amerika verwandele sich derzeit in „Trumpsylvanien“, beschrieb kürzlich das Nachrichtenmagazin „Spiegel“ die Hauruck-
aktionen, mit denen die neue US-Regierung unter Präsident Donald Trump den politischen Betrieb und so gut wie alle 
staatlichen Institutionen aufmischt und teils komplett neu aufstellen will. Mit dem Multimilliardär Elon Musk als Trumps 
„Aufräumer“ und dem Impfgegner Robert F. Kennedy Jr. als neuem Gesundheitsminister wird vermutlich auch das 
amerikanische Gesundheitswesen zur Baustelle. Ein kurzer Blick auf das Geschehen. 
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neuerlichen Ausstieg aus der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO). Trumps erste 
Aufkündigung 2020 hatte sein Nachfol-
ger Joe Biden nämlich zwischenzeitlich 
wieder rückgängig gemacht. Auch vielen 
anderen weltweit agierenden Organisa-
tionen im Gesundheits- und Forschungs-
bereich und auch in der Entwicklungshilfe 
wurden die Zuwendungen gestoppt. Na-
hezu im gesamten Wissenschaftsbetrieb 
herrscht riesige Verunsicherung, denn 
nicht nur im medizinischen Sektor, auch 
in anderen Forschungsfeldern werden 
Forschungsmittel gestrichen, Konferenzen
abgesagt, der Informationsaustausch und 
wissenschaftliche Veröffentlichungen be-
schnitten. Alles Folgen der zahlreichen 
Dekrete, die der frühere und neuerliche 
US-Präsident in den ersten Amtsstunden 
erließ. Neue Medikamente oder Medizin-
produkte beispielsweise müssten sinn-
vollerweise in klinischen Studien an ver-
schiedenen Bevölkerungsgruppen getes-
tet werden, da Geschlecht, Alter, Abstam-
mung und allgemeiner Gesundheitsstatus 
den Nutzen und die Risiken der Produkte 
beein� ussen können, zitiert die „Süd-
deutsche Zeitung“ aus einem Bericht des 
Webportal „Stat“. Ein Prozess, der derzeit 
ins Wanken gerät. Die Zulassungsbehörde
FDA habe, so die „SZ“, bereits Informatio-
nen zur Vielfalt in klinischen Studien von 
ihrer Website gelöscht. Ob und wie lange 
diese Restriktionen anhalten und sich die 
Lage nicht doch wieder beruhigt, darüber 
sind sich Experten in den USA uneins. 

Derweil krempelt Trump-Spezi Elon Musk 
die Behördenlandschaft in den USA be-
reits um. Das ihm übertragene „Depart-
ment of Government Ef� ciency“ (DOGE) 
soll laut „zm-online“ bereits Zugriff auf 
medizinische Daten von Millionen Ameri-
kanern haben. „zm“ trug Aussagen aus 
der Berichterstattung amerikanischer Me-
dien zusammen, in denen von Datenein-
sicht, Einmischung in Prozesse und Kon-
trolle der DOGE-Beauftragten bei Gesund-
heitsprogrammen die Rede ist. Der neu 
berufene Gesundheitsminister Kennedy 
hingegen kündigte unmittelbar nach Amts-
antritt Massenentlassungen bei den Ge-
sundheitsbehörden an. Betroffen sind die 
Behörde für Krankenversicherung, das
Amt für Arzneimittelüberwachung (FDA) 
und die Infektionsschutzbehörde (CDC).

All diese Umbauten des Gesundheitsappa-
rates und � nanziellen Streichungen wer-
den letztlich wohl auch Auswirkungen auf
die zahnmedizinische Versorgung haben. 
Die extrem hohen Behandlungskosten 
sind für viele Bürger (vor allem für Gering-
verdiener und Senioren) heute schon un-
bezahlbar. Fast 70 Millionen Erwachsene 
und acht Millionen Kinder hätten keine 
Zahnversicherung, berichtete „Dentistry 
IQ“ im vergangenen Herbst. Fast die Hälfte
der Amerikaner mit Zahnversicherung 
habe Termine ausgelassen, weil sie sich 
notwendige Zahnbehandlungen nicht leis-
ten könne. Fast jeder fünfte über 65-Jäh-
rige habe keine natürlichen Zähne mehr 

und kein Geld für Zahnersatz. Parodonti-
tis und Karies sind ebenfalls weitverbrei-
tet. Die Krankenversicherung deckt eben 
nur einen Bruchteil der Kosten ab. Es ist 
zudem Usus, dass Zahnärzte in den Staa-
ten vielfach keine Patienten mit einer 
Grundversorgung durch Medicaid akzep-
tieren. Der „Comprehensive Dental Care 
Reform Act 2024“, vergangenes Jahr ini-
tiiert von Senator Bernie Sanders, eine der 
lautesten Stimmen in den USA für soziale 
Belange, sollte dies ändern: mehr Bun-
desmittel, um mehr Zahnärzte und zahn-
medizinisches Personal zu beschäftigen 
und den Versicherungsschutz anzupassen.
Was aus solchen Reformbestrebungen 
werden wird, ist ungewiss.

Und die Zukunft von Obamacare? Laut 
der „AP“ habe Trump diese als sehr „kost-
spielig“ und die Gesundheitsversorgung 
als „lausig“ bezeichnet.

Vorläu� ges Fazit: Die soziale Schere wird 
unter der neuen US-Regierung vermutlich 
weiter auseinander gehen. Wer hat, dem 
wird gegeben. Das untere Drittel der Ge-
sellschaft wird weiterhin keinen Zugang 
zu einer regelmäßigen medizinischen Ver-
sorgung erhalten. Krankheit bleibt ein 
Armutsrisiko. Und Bilder von „Massen-
extraktionen“ durch Zahnärzte in Foot-
ball-Stadien wird es sicher auch wieder 
geben.

Ingrid Scholz
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„Befreien (https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Health_Care_USA_2017.svg), https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/legalcode“

  Private Krankenversicherung 
durch Arbeitgeber

  Eigene private Krankenversicherung
 Medicaid
 Medicare
  Military Health, Tricare, 

Veterans Health Administration
  Ohne jegliche Krankenversicherung

Die meisten US-Bürger sind über ihren Ar-

beitgeber versichert. Die Daten stammen 

zwar aus 2017, doch an den Größenver-

hältnissen hat sich kaum etwas verändert.
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